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Judikatur
Neues zur Interessenabwägung
In zwei Erk v 28. 2. 2013 (2010/07/0010; 2010/07/0026) hat sich der
VwGH mit der Interessenabwägung auseinandergesetzt. Bei der
Einräumung von wasserrechtlichen Zwangsrechten darf nicht ohne
eine Abwägung vorgegangen werden, für letztere selbst sind Fest-
stellungen über das Vorliegen sowie Art und Ausmaß der Vorteile
im allgemeinen (dh öffentlichen) Interesse erforderlich. Das
Zwangsrechtseinräumungsverfahren ist zudem nicht von der Kon-
zentrationsanordnung des UVP-G 2000 umfasst.1)

Verfahrenskosten und access to justice
Aufgrund eines Vorabentscheidungsverfahrens aus Großbritan-
nien hat sich der EuGH mit der Frage der Auslegung des Begriffs
der „nicht übermäßig teuren“ gerichtlichen Verfahren iZm der
UVP auseinandergesetzt. Dabei wird zwar einerseits verlangt, dass
betroffene Personen nicht aufgrund der daraus möglicherweise re-
sultierenden finanziellen Belastungen daran gehindert werden, ei-
nen gerichtlichen Rechtsbehelf einzulegen oder weiter zu verfolgen.
Bei der Beurteilung der Kosten und der damit einhergehenden Ab-
wägung darf sich ein nationales Gericht jedoch nicht allein auf die
wirtschaftliche Lage des Betroffenen stützen, sondern muss auch
eine objektive Analyse der Höhe der Kosten vornehmen. Umge-
kehrt reicht freilich der Umstand, dass der Betroffene tatsächlich
klagt, für sich alleine noch nicht für die Annahme aus, dass das
Verfahren für ihn nicht übermäßig teuer ist (EuGH 11. 4. 2013,
C-260/11, Edwards). Wenngleich man vom EuGH schon die eine
oder andere „Nicht-Festlegung“ gewohnt ist, darf diese E getrost
als nahezu gar nicht hilfreich für die Zukunft bezeichnet werden.

Legistik

Novellierungsreigen im Umweltbereich geht weiter
Auch diesmal müssen wir uns der Kürze geschuldet auf eine Auf-
listung der wesentlichen seit der RdU 2/2013 „neuen“ Nov be-
schränken (eine ausführlichere Darstellung findet sich jeweils über
die Verweise in den entsprechenden FN):
Ü Nov zum ForstG (Anpassungen an die Verwaltungsgerichtsbar-

keit);2)

Ü WRG-Nov 2013 (Umsetzung IE-RL, Neuregelung wasserwirt-
schaftliches Planungsorgan);3)

Ü Verwaltungsgerichtsbarkeit-AnpassungsG-BMLFUW – Land-
und Forstwirtschaft (Sammel-Nov);4)

Ü Umweltrechtsanpassungsgesetz 2013 (UFG, EZG, UMG, WRG
ua).5)

GewO-Novellen 2013
Langersehnt und nunmehr endlich vorliegend; inhaltlich erfolgen
umfassende Anpassungen der GewO an die IE-RL. Weiters finden
sich Neuigkeiten wie zB Bescheidanpassungsmöglichkeiten für Be-
triebsinhaber auch ohne Änderung der Sach- und Rechtslage, Maß-
nahmen zur einfacheren Bescheidkonsolidierung, Anpassungen der
Regelungen über die Parteistellung oder Vereinfachungen der Beh-
Zuständigkeiten. Auch Anpassungen an die neue Verwaltungsge-
richtsbarkeit sollen an dieser Stelle nicht unterschlagen werden.6)

Neuer ALSAG-Tatbestand
Mit dem Verwaltungsgerichtsbarkeit-Anpassungsgesetz des
BMLFUW soll ein neuer/alter ALSAG-Tatbestand („wieder“) einge-
führt werden, der durch klarstellende Rspr des VwGH vergangenen

Jahres zur Anerkennung der Beitragsfreiheit der Verbringung von
Abfällen zu Verwertungsmaßnahmen im Ausland auch durch die
VollzugsBeh geführt hat. Nunmehr soll gesetzlich klargestellt werden,
dass bestimmte „Verwertungsverfahren“ im Ausland dennoch bei-
tragspflichtig sein sollen, wenn sie notwendig für eine nachfolgende
Beseitigung iSd § 3 Abs 1 Z 4 ALSAG sind. Abzuwarten bleibt wohl,
ob damit tatsächlich weitere Anfechtungsverfahren vor den (Verwal-
tungs)Gerichten hintangehalten werden können …7)

Energieeffizienzpaket des Bundes
Der BMWFJ hat ein Bundes-EnergieeffizienzG und sieben weitere
flankierende G bzw Gesetzesänderungen in Begutachtung ge-
schickt. Die Regelungen dienen dabei der Umsetzung verschiedens-
ter EU-RL zur Energieeffizienz bzw zur Förderung erneuerbarer
Energien und werden wohl zu einem Boom von Energie- und Um-
weltmanagementsystemen sowie entsprechenden Audits führen, da
bei Nichtdurchführung durchwegs hohe Strafen drohen.8)

Neues aus Europa
Am 20. 3. 2013 hat der Rat (gegenüber den bisher kursierenden
Vorschlägen im Wesentlichen unverändert) die VO über Leitlinien
für die transeuropäische Energieinfrastruktur verabschiedet. Mit
dieser VO wird ein neuer Rahmen für kritische Infrastrukturen ge-
schaffen, insb sollen Genehmigungsverfahren beschleunigt und
transparenter gestaltet werden.9) Daneben gibt es ein neues Nutzer-
handbuch über die Teilnahme an EMAS, Anpassungen der Anh
der Abfallverbringungs-VO sowie zwei neue Grünbücher (Klima-
und Energiepolitik bis 2030 und zur europäischen Strategie für
Kunststoffabfälle in der Umwelt).10)

Sonstiges
Neue Auslegungshilfe des BMLFUW zum Abfallbegriff
BeiMassenbewegungen rund umgrößere Bauvorhaben stellen sich im-
mer wieder grundsätzliche abfallrechtliche Fragestellungen. Insb iZm
Bodenaushub, der nicht zwingend auf der Baustelle verbleibt, wurde
bislang im Regelfall eine Entledigungsabsicht angenommen. Nunmehr
gibt es eine Auslegungshilfe des BMLFUW, wonach unter gewissen
Umständen bei nicht kontaminiertem Bodenaushub die Entledigungs-
absicht verneint werden kann, wenn das Material für Bodenverbesse-
rungen oder zum Ausheben von Bodenunebenheiten verwendet wird
und bereits beim Aushub bekannt ist, wo der Einsatzort genau liegt.11)

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen Web-
log, der Entwicklungen und Erkenntnisse tagesak-
tuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen lässt.

Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Praxis
schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum Um-
weltrecht.

1) Umweltrechtsblog.at v 22. 4. 2013 (Bachl).
2) Umweltrechtsblog.at v 8. 3. 2013 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 26. 3. 2013 (Sander).
4) Umweltrechtsblog.at v 3. 5. 2013 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 30. 4. 2013 (Raschauer).
6) Umweltrechtsblog.at v 25. 3. 2013 (Keplinger), 12. 4. 2013 (Granner/Stangl).
7) Umweltrechtsblog.at v 12. 5. 2013 und 11. 3. 2013 (beide Sander).
8) Umweltrechtsblog.at v 30. 3. 2013 (Niederhuber).
9) Siehe dazu bereits ausführlich Raschauer/Sander, Vorfahrt für Energieinfrastruktur-

projekte, SPRW 2012-V & V A, 9.
10) Umweltrechtsblog.at v 8. 3. 2013, 29. 3. 2013 und 4. 4. 2013 (alle Raschauer).
11) Umweltrechtsblog.at v 9. 5. 2013 (Niederhuber).
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